
Satzung des HOMETOWN e.V. 

§ 1 Name, Sitz, Eintragung, Geschäftsjahr 

(2) Der Verein trägt den Namen HOMETOWN; nach erfolgter Eintragung in das Vereinsregister 
mit dem Zusatz e.V.  

(3) Sitz des Vereins ist Hannover. 

(4) Geschäftsjahr ist das laufende Kalenderjahr. 

§ 2 Vereinszweck 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Ab-
schnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.  

(2) Zweck des Vereins ist die Durchführung und Förderung der allgemeinen, politischen und 
kulturellen Bildung sowie der Förderung von Kunst und Kultur. Der Vereinszweck wird ins-
besondere verwirklicht durch 

• die Förderung selbstorganisierter Bildungsarbeit 

• die Förderung der Diskussion über nationale und internationale Gesellschaftspolitik nach 
ökologischen, interkulturellen, sozialen, basis-, geschlechterdemokratischen und gewalt-
freien Grundsätzen;  

• praxisbezogene Vermittlung von Kenntnissen über Vorgänge und Entwicklungen in Staat 
und Gesellschaft;  

• Weiterbildungsangebote, die die aktive Partizipation in der Gesellschaft fördern.  

• Planung und Ausführung von Konzerten und Ausstellungen.  

(3) Der Verein kann als gemeinnützig anerkannte Vereine oder sonstige juristische Personen 
unterstützen, soweit sie die in Absatz (2) genannten Zwecke verfolgen.  

§ 3 Selbstlosigkeit 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke. Der Verein ist 
selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

(2) Die Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. Die Mit-
glieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.  

(3) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft widersprechen, 
oder durch unverhältnismäßig hohe Vergünstigung begünstigt werden. 

(4) Die Mittel zur Erfüllung seiner Aufgaben erhält der Verein durch Mitgliedsbeiträge, Spenden 
und sonstige Zuwendungen.  
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§ 4 Mitgliedschaft 

(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche (und juristische) Person werden, die seine Ziele 
unterstützt. 

(2) Der Erwerb der Mitgliedschaft erfolgt durch schriftlichen Antrag an den Vorstand, der über 
die Aufnahme entscheidet. Im Falle der Ablehnung des Aufnahmeantrages kann der Be-
werber um die Mitgliedschaft die Mitgliederversammlung des Vereins anrufen, die dann 
endgültig über die Aufnahme entscheidet. 

(3) Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 

(4) Der Austritt eines Mitglieds ist nur zum Ende des Kalenderjahrs möglich. Er erfolgt durch 
schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand unter Einhaltung einer Frist von einem Mo-
nat nach Ablauf des Kalenderjahres. 

(5) Wenn ein Mitglied  

• gegen die erklärten Ziele und Interessen des Vereins schwer verstoßen hat, 

• in seiner Person einen sonstigen wichtigen Grund verwirklicht oder  

• trotz Mahnung mit dem Beitrag für drei Monate nach Ablauf des Kalenderjahres im Rück-
stand bleibt,  

kann es durch den Vorstand mit sofortiger Wirkung ausgeschlossen werden. Dem Mitglied 
muss vor der Beschlussfassung Gelegenheit zur Rechtfertigung bzw. Stellungnahme gege-
ben werden. Gegen den Ausschließungsbeschluss kann innerhalb einer Frist von vier Wo-
chen nach Mitteilung des Ausschlusses Berufung eingelegt werden, über den die nächste 
Mitgliederversammlung entscheidet. Bis zur Entscheidung der Mitgliederversammlung ru-
hen in diesem Fall die Mitgliedschaftsrechte des auszuschließenden Mitglieds. 

§ 5 Beiträge 

(1) Die Mitglieder zahlen Beiträge nach Maßgabe eines Beschlusses der Mitgliederversamm-
lung. Zur Festlegung der Beitragshöhe und -fälligkeit ist eine einfache Mehrheit der in der 
Mitgliederversammlung anwesenden stimmberechtigten Vereinsmitglieder erforderlich. 

(2) Bei Austritt oder Ausschluss von Mitgliedern oder bei Auflösung des Vereins bestehen keine 
Ansprüche auf Rückerstattung von Beiträgen, Spenden oder sonstigen Zuwendungen. 

§ 6 Organe des Vereins 

Organe des Vereins sind 

• der Vorstand 

• die Mitgliederversammlung 
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§ 7 Der Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Er vertritt den Verein gerichtlich und 
außergerichtlich. Je zwei Vorstandsmitglieder sind gemeinsam vertretungsberechtigt. 

(2) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei Jahren gewählt. 
Die Wiederwahl der Vorstandsmitglieder ist möglich. Der oder die Vorsitzende wird von der 
Mitgliederversammlung in einem besonderen Wahlgang bestimmt. Die jeweils amtierenden 
Vorstandsmitglieder bleiben nach Ablauf ihrer Amtszeit im Amt, bis Nachfolger gewählt sind. 

(3) Dem Vorstand obliegt die Führung der laufenden Geschäfte des Vereins. Er hat insbeson-
dere folgende Aufgaben: der Vorstand kann die Geschäfte der laufenden Verwaltung einen 
oder eine GeschäftsführerIn bestellen. Diese/r ist berechtigt, an den Sitzungen des Vor-
standes mit beratender Stimme teilzunehmen. 

(4) Vorstandssitzungen finden jährlich mindestens viermal statt. Die Einladungen zu Vor-
standssitzungen erfolgt schriftlich durch den/ die Vorstandsvorsitzende/n und unter Einhal-
tung einer Einladungsfrist von mindestens vierzehn Tagen. Der Vorstand kann auf die Ein-
haltung einer Ladungsfrist verzichten, wenn sämtliche Mitglieder schriftlich zustimmen.  

(5) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Vorstandsmitglieder 
nach ordnungsgemäßer Ladung erschienen sind.  

(6) Der Vorstand fasst Beschlüsse mit durch Mehrheitsentscheidungen. 

(7) Beschlüsse des Vorstands können bei Eilbedürftigkeit auch schriftlich oder mündlich ge-
fasst werden, wenn alle Vorstandsmitglieder ihre Zustimmung zu diesem Verfahren schrift-
lich oder mündlich erklären. Schriftlich oder mündlich gefasste Vorstandsbeschlüsse sind 
schriftlich niederzulegen und von allen Vorstandsmitgliedern zu unterzeichnen. Eine Be-
schlussfassung per E-Mail ist möglich.  

(8) An Beschlüssen des Vorstands darf nicht mitwirken, wer hierdurch in eine Interessenkollisi-
on gerät. Eine Interessenkollision ist gegeben, wenn der Beschluss einen Einzelnen allein 
und unmittelbar betrifft.  

§ 8 Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung ist einmal jährlich einzuberufen. 

(2) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn es das Vereinsinter-
esse erfordert oder wenn die Einberufung von einem Drittel der Vereinsmitglieder schriftlich 
und unter Angabe des Zweckes und der Gründe verlangt wird. 

(3) Die Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgt schriftlich durch den oder die Vor-
standsvorsitzende, im Falle der Verhinderung durch ein anderes Vorstandsmitglied unter 
Wahrung einer Einladungsfrist von mindestens zwei Wochen bei gleichzeitiger Bekanntga-
be der Tagesordnung. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung des Einladungsschrei-
bens folgenden Tag. Das Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es 
an die letzte vom Mitglied des Vereins schriftlich bekannt gegebene Adresse gesendet wur-
de. Eine Einberufung per E-Mail ist zulässig.  
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(4) Längstens bis eine Woche vor dem Tag der Mitgliederversammlung kann jedes Mitglied 
beim Vorstand schriftlich die Ergänzung der Tagesordnung um weitere Angelegenheiten, 
nicht jedoch Satzungsänderungen, beantragen. Die Tagesordnung ist zu Beginn der Mit-
gliederversammlung durch den Versammlungsleiter entsprechend zu ergänzen. Über An-
träge auf Ergänzung der Tagesordnung, die erst in der Mitgliederversammlung gestellt wer-
den, beschließt die Mitgliederversammlung. Zur Annahme des Antrags ist eine Mehrheit 
von drei Vierteln der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. 

(5) Die Mitgliederversammlung als das oberste beschlussfassende Vereinsorgan ist grundsätz-
lich für alle Aufgaben zuständig, sofern bestimmte Aufgaben gemäß dieser Satzung nicht 
einem anderen Vereinsorgan übertragen wurden.  

(6) Ihr sind insbesondere die Jahresrechnung und der Jahresbericht zur Beschlussfassung 
über die Genehmigung und die Entlastung des Vorstandes schriftlich vorzulegen. Sie be-
stellt zwei Rechnungsprüfer, die weder im Vorstand noch einem Vorstand berufenen Gre-
mium angehören und auch nicht Angestellte des Vereins sein dürfen, um die Buchführung 
einschließlich Jahresabschluss zu prüfen und über das Ergebnis vor der Mitgliederver-
sammlung zu berichten. 

(7) Die Mitgliederversammlung entscheidet insbesondere über: 

• Aufgaben des Vereins 

• Genehmigung aller Geschäftsordnungen für den Vereinsbereich 

• Mitgliedsbeiträge 

• Satzungsänderungen 

• Auflösung des Vereins 

(8) Jede satzungsmäßig einberufene Mitgliederversammlung wird mit den Anwesenden als be-
schlussfähig anerkannt. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Die Mitgliederversammlung fasst 
Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen, soweit durch Gesetz oder 
diese Satzung keine abweichenden Mehrheiten vorgeschrieben sind. Enthaltungen werden 
als nicht erschienene Stimmen gewertet. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme 
des Versammlungsleiters. Bei Wahlen entscheidet bei Stimmengleichheit das Los. Die Ab-
stimmungsart bestimmt der Versammlungsleiter. Bei Wahlen ist schriftlich und geheim ab-
zustimmen, soweit nicht die Mitgliederversammlung eine andere Art der Abstimmung be-
schließt. 

(9) Über jede Mitgliederversammlung ist ein Protokoll anzufertigen, das von zwei Vorstands-
mitgliedern zu unterzeichnen ist. 

§ 9 Satzungsänderungen 

(1) Eine geplante Änderung der Satzung muss als Tagesordnungspunkt in der Einladung der 
Mitgliederversammlung bekannt gemacht werden. Über die Auflösung des Vereins kann nur 
in einer eigens mit dieser Tagesordnung einberufenen Mitgliederversammlung beschlossen 
werden. Beschlüsse über Satzungsänderungen oder die Auflösung des Vereins bedürfen 
einer Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen gültigen Stimmen. 
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(2) Jede Satzungsänderung ist dem zuständigen Finanzamt unter Übersendung der geänder-
ten Satzung anzuzeigen. Änderungen oder Ergänzungen der Satzung, die von der zustän-
digen Registerbehörde oder vom Finanzamt vorgeschrieben werden, werden vom Vorstand 
umgesetzt und bedürfen keiner Beschlussfassung durch die Mitgliederversammlung. Sie 
sind den Mitgliedern spätestens mit der Einladung zur nächsten Mitgliederversammlung 
mitzuteilen. 

§ 10 Aufwandsersatz, Vergütung 

(1) Mitglieder – soweit sie vom Vorstand beauftragt wurden – und Vorstandsmitglieder haben 
einen Anspruch auf Ersatz der Aufwendungen, die ihnen im Rahmen ihrer Tätigkeit für den 
Verein entstanden sind. Dazu gehören Reisekosten, Verpflegungsmehraufwendungen, Por-
to und Kommunikationskosten. Der Nachweis erfolgt über entsprechende Einzelbelege. 

(2) Soweit für den Aufwandsersatz steuerliche Pauschalen und steuerfreie Höchstgrenzen be-
stehen, erfolgt ein Ersatz nur in dieser Höhe. 

(3) Der Vorstand und Mitglieder des Vereins können für ihre ehrenamtliche Tätigkeit eine Eh-
renamtspauschale erhalten. Die Mitgliederversammlung entscheidet hierüber und über die 
Höhe durch Beschluss mit einfacher Mehrheit.  

§ 11 Geschäftsjahr, Rechnungsprüfer 

(1) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

(2) Die Kasse des Vereins wird jedes Jahr durch einen oder mehrere von der Mitgliederver-
sammlung gewählte Kassenprüfer geprüft. Die Kassenprüfer prüfen, ob die Verwendung 
der Vereinsmittel den Haushaltsansätzen entsprach und die Buchführung des Vereins ord-
nungsgemäß erfolgte. Hierüber haben die Kassenprüfer der Mitgliederversammlung Bericht 
zu erstatten. 

§ 12 Satzungsänderung 

(1) Für Satzungsänderungen ist eine einfache Mehrheit der erschienen Vereinsmitglieder er-
forderlich. Für Änderungen des Vereinszwecks ist eine Mehrheit von zwei Dritteln der er-
schienenen Vereinsmitglieder erforderlich. Über Satzungsänderungen kann in der Mitglie-
derversammlung nur abgestimmt werden, wenn auf diesen Tagesordnungspunkt bereits in 
der Einladung zur Mitgliederversammlung hingewiesen wurde und der Einladung sowohl 
der bisherige als auch der vorgesehene neue Satzungstext beigefügt worden sind. 

(2) Satzungsänderungen, die von Aufsichts-, Gerichts- oder Finanzbehörden aus formalen 
Gründen verlangt werden, kann der Vorstand von sich aus vornehmen. Diese Satzungsän-
derungen müssen allen Vereinsmitgliedern alsbald schriftlich mitgeteilt werden. 

§ 13 Beurkundung von Beschlüssen 

Die in Vorstandssitzungen erfassten Beschlüsse sind schriftlich niederzulegen und von 
zwei Vorstandsmitgliedern zu unterzeichnen. 
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§ 14 Auflösung des Vereins  

(1) Für den Beschluss, den Verein aufzulösen, ist eine drei Viertel-Mehrheit der in der Mitglie-
derversammlung anwesenden Mitglieder erforderlich. Der Beschluss kann nur nach recht-
zeitiger Ankündigung in der Einladung zur Mitgliederversammlung gefasst werden.  

(2) Bei Auflösung des Vereins oder Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des 
Vereins an die Hannöversche Tafel e.V. Vahrenheider Markt 7, Hannover. Der Anfallberech-
tigte hat das ihm anfallende Vermögen unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige 
mildtätige Zwecke zu verwenden. 

Hannover, ……………………………. 

…………….........….........….................................  
Simone Beer 

….........….........….........….................................  
Juliane Liedtke 

….........….........….........….................................  
Franziska Wolters
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